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Die meisten Wissenschaftler betrachten Regionen – ob Kulturlandschaften, Wirtschaftsräume oder 
administrative Einheiten – als soziale Konstruktionen. Dieser Ansatz spiegelt sich in den geschaffe-
nen rechtlichen Rahmenbedingungen wider. Da es in Europa eine Vielzahl politischer Systeme gibt, 
verfügen auch deren Regionen über ganz unterschiedliche Selbstverwaltungsrechte. Die Europäi-
sche Integration hat lange Jahre dazu beigetragen, dass diese gestärkt und ausgebaut wurden. Doch 
mit der Osterweiterung der Europäischen Union (EU) verlor die Regionalisierung an Bedeutung, weil 
heute eine Mehrheit der EU-Mitglieder Zentralstaaten sind. Einige Regionen streben nun nach staat-
licher Unabhängigkeit, die sie mit ihrer kulturellen Differenz zu anderen Staatsbürgern legitimieren. 
Weil damit nationales und europäisches Recht infrage gestellt wird, sind innerstaatliche Konflikte 
vorherzusehen, die auf Europa ausstrahlen. Umso wichtiger ist der Blick auf Lösungsansätze, die 
Europas Regionen nicht zum Zankapfel werden lassen, sondern ihre Funktion als Brückenbauer un-
terstützen. Ein positives Beispiel ist Italiens autonome Region Trentino-Südtirol. Die dortige Politik 
der Mehrsprachigkeit sorgt für einen Interessensausgleich zwischen den Sprachgemeinschaften, 
dem Italienischen, Deutschen und Ladinischen. Die Bevölkerung begreift die kulturelle Vielfalt heute 
weniger als Differenz und Trennendes, sondern mehr als Chance zur Verbesserung ihrer beruflichen 
Qualifikation. Unterstützt wird die Sprachförderung auf nationalstaatlicher Ebene durch die Zusam-
menarbeit zwischen Italien und Österreich sowie auf supranationaler EU-Ebene durch die Euregio 
Tirol-Südtirol-Trentino. Es bedarf also keiner Grenzveränderungen, um die regionale Selbstverwal-
tung zu stärken. 

Sabine Riedel:  

Europas Regionen in kulturellen  
Diskursen. Brückenbauer oder Zankapfel? 

Im Kontext der interdisziplinär angelegten Regio-
nalwissenschaft ist es angebracht, das vorliegen-
de politologische Thema mit einer Definition von 
Region zu beginnen. Wie viele Raumwissen-
schaftler gehen die meisten Sozialwissenschaft-
ler heute von der These aus, dass Räume an-
hand bestimmter Indikatoren als sozial konstru-
iert dargestellt werden können (Christmann 2016, 
Goeke u.a., 2015). Dies gilt ebenso für geogra-

                                                            
1  Diese Analyse basieren auf zwei Vorträgen in der ARL International Summer School 2019 der Akademie für Raumfor-

schung und Landesplanung in Hannover (28. – 30.10.2019) zum Thema „Europe and its Regions“. Emma-Katharina 
David promoviert im Fach Politikwissenschaft an der Otto-von-Guericke Universität Magdeburg mit einem Begabten-
stipendium der Hanns-Seidel-Stiftung aus Mitteln des Bundesministeriums für Bildung und Forschung über die Politik 
der Mehrsprachigkeit in der EU. Sabine Riedel betreut ihr Forschungsprojekt als apl. Professorin in Magdeburg. 

phische Räume, Gebiete oder Landschaften, die 
schon seit Jahrhunderten von Menschen gestal-
tet und verändert werden. Doch sobald ein sol-
cher Raum als eine territoriale Einheit in die ad-
ministrative Struktur eines Staates eingebettet ist, 
führt der konstruktivistische Ansatz – ob gewollt 
oder unbeabsichtigt – ins Zentrum politischer De-
batten. Dort stellt sich sogleich die Frage, mit wel-
cher Intension eine bestimmte Region als sozial 
konstruiert betrachtet wird: Soll sie weiterentwi-
ckelt, in ihren Grenzen verändert oder gar aufge-
löst werden? Egal wie die Antwort ausfällt, tan-
giert sie die Machtverhältnisse von Staaten und 
die Legitimation ihrer Regierungen. 
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Diskurse über die soziale Konstruktion von Re-
gionen werden daher stets kontrovers und vor 
dem Hintergrund unterschiedlicher gesellschaftli-
cher Interessen geführt. Dadurch können gewalt-
same Konflikte um Grenzveränderungen ausge-
löst werden, die den verfassungsmäßigen Ord-
nungsrahmen überschreiten oder die Autorität 
gewählter Vertreter antasten. Deshalb sind diese 
politischen Rahmenbedingungen unbedingt zu 
berücksichtigen. Denn im Unterschied zu sozia-
len Interessenskonstellationen sind politische 
Machtverhältnisse stets in Verträge gegossen. 
Damit spiegeln sich in Regionen, die staatliche 
Verwaltungseinheiten darstellen, nicht nur regio-
nale, sondern auch nationale und sogar internati-
onale Rechtsverhältnisse wider. Diese werden im 
modernen Völkerrecht durch das Prinzip der 
staatlichen Souveränität in besonderer Weise ge-
schützt, d.h. vom Recht der Staaten, über ihr Ter-
ritorium und ihre innerstaatliche Verwaltung 
selbst zu entscheiden. Auch wenn dieses Prinzip 
aus verschiedenen Gründen immer wieder kriti-
siert (Neu 2012) oder sogar verletzt wird, so ist es 
bis heute der entscheidende Garant für den Er-
halt der internationalen Staatenordnung und des 
Weltfriedens (Arnauld 2014).  

Grenzregionen standen schon immer im Fo-
kus zwischenstaatlicher Konflikte. Genau genom-
men waren sie der Auslöser für die beiden Welt-
kriege im zwanzigsten Jahrhundert. Denn Regio-
nen in einer geographischen Randlage teilen 
häufig grenzüberschreitende Gemeinsamkeiten, 
was Forderungen nach Grenzrevisionen Nahrung 
gibt und auf den ersten Blick legitim erscheinen 
lässt. Sie haben entweder eine gemeinsame his-
torische Verbundenheit oder eine kulturelle Affini-
tät, etwa durch eine sprachliche Verwandtschaft 
oder eine religiöse Zugehörigkeit. Diese histori-
schen und kulturellen Besonderheiten der Regio-
nen kommen in den heutigen Staaten ganz unter-
schiedlich zur Geltung. Ihre politische Vertretung 
und das Ausmaß ihrer Selbstverwaltung hängen 
jedoch, wie bereits erwähnt, ausschließlich vom 
politischen System ihres jeweiligen National-
staats ab. Diese innere Souveränität von interna-
tional anerkannten Staaten, d.h. das Recht, ohne 
Einflussnahme von außen über ihren Staatsauf-
bau bzw. ihre Verwaltungsstrukturen zu entschei-
den, ist ein solch grundlegendes Prinzip, dass es 
auch im Zuge der Europäischen Integration unan-
getastet blieb. So haben die Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union (EU) zwar einige ihrer natio-
nalstaatlichen Kompetenzen an die supranatio-
nale Ebene abgetreten oder teilen sich diese mit 
Brüssel. Doch im EU-Vertrags heißt es unmiss-
verständlich: (vgl. Abb. 1)  

Abbildung 1: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1.  Regionen als Brückenbauer im 
Verlauf der europäischen Integration 
In der genannten Textpassage des Artikels 4 (2) 
des Lissabon-Vertrags wird nicht nur die innere 
Souveränität der EU-Mitgliedstaaten als unan-
tastbar bestätigt. Sie enthält darüber hinaus auch 
eine wichtige Definition der Region: Sie ist eine 
durch die verfassungsmäßige Ordnung des je-
weiligen Mitgliedstaats festgelegte Verwaltungs-
einheit und damit eine politische Größe. Ihr geo-
graphischer Zuschnitt und die Frage, ob sich da-
rin die jeweiligen und kulturellen Besonderheiten 
widerspiegeln, liegen ganz und gar in nationaler 
Verantwortung. Allein die jeweilige Verfassung 
mit ihrer nachgeordneten Gesetzgebung ent-
scheidet darüber, ob eine Region auch innerhalb 
der EU über mögliche Sonderrechte verfügt, die 
ihrer kulturellen Diversität Rechnung tragen. Der 
europäische Integrationsprozess kann darauf nur 
indirekt Einfluss nehmen. Dies geschieht zum ei-
nen über eine zwischenstaatliche bzw. intergou-
vernementale Zusammenarbeit und zum anderen 
durch eine Stärkung der Mitspracherechte der 
EU-Regionen auf supranationaler Ebene, z.B. im 
Ausschuss der Regionen (ADR). 

Vor allem dieser Erfahrungsaustausch inner-
halb des ADR hat seit dessen Gründung im Jahre 
1982 entscheidend dazu beigetragen, dass den 
Regionen heute eine wichtige Brückenfunktion 
zukommt, nämlich die bilateralen Beziehungen 
zwischen den EU-Mitgliedern zu stabilisieren. Er 
hat aber auch zu Tage gefördert, dass die Regio-
nen mit ganz unterschiedlichen Rechten ausge-
stattet sind. Das weckte Begehrlichkeiten gerade 
in jenen Regionen, die über weniger Selbstver-

Artikel 4 (2) des EU-Vertrags (Lissabon) 

Die Union achtet die Gleichheit der Mitgliedstaa-
ten vor den Verträgen und ihre jeweilige nationale 
Identität, die in ihren grundlegenden politischen 
und verfassungsmäßigen Strukturen einschließ-
lich der regionalen und lokalen Selbstverwaltung 
zum Ausdruck kommt. Sie achtet die grundlegen-
den Funktionen des Staates, insbesondere die 
Wahrung der territorialen Unversehrtheit, die Auf-
rechterhaltung der öffentlichen Ordnung und den 
Schutz der nationalen Sicherheit. Insbesondere 
die nationale Sicherheit fällt weiterhin in die allei-
nige Verantwortung der einzelnen Mitgliedstaaten. 

Source: Konsolidierte Fassung, 26.10.2012, p. C 
326/18, [4.12.2019]; Hervorhebung blau: S.R. 

https://www.wissenschaft-und-frieden.de/seite.php?artikelID=1824
https://www.jstor.org/stable/24868672?seq=1
https://cor.europa.eu/de
https://dejure.org/gesetze/EU/4.html
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waltungsrechte verfügen als andere, vor allem in 
den angrenzenden Nachbarstaaten. So setzten 
in den 70er Jahren des 20. Jahrhunderts in der 
damaligen Europäischen Gemeinschaft (EG) Re-
gionalisierungsprozesse ein. Viele Regierungen 
zeigten sich bereit, in bestimmten Politikberei-
chen Zuständigkeiten an ihre Regionen abzutre-
ten. In einigen Fällen führte diese Dezentralisie-
rung sogar zu substanziellen Änderungen der 
Verfassung und der regionalen Selbstverwaltung. 

Gehen wir zunächst zurück zu den Anfängen 
der Europäischen Integration in das Jahr 1957, 
ins Gründungsjahr der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft (EWG). Unter den sechs Grün-
dungsstaaten waren damals Westdeutschland 
und Italien die einzigen dezentralisierten Staaten. 
Während die Bundesrepublik Deutschland be-
reits eine föderale Struktur hatte und seinen Teil-
staaten bzw. Bundesländern weitreichende 
Selbstverwaltungsrechte zugestand (Bundesrat), 
kannte Italien Formen der Regionalautonomie, 
nämlich auf Sizilien, Sardinien und im Aostatal 
(COR, Italien). Die übrigen vier EWG-Mitglieder, 
Frankreich und die drei Beneluxstaaten Luxem-
burg, die Niederlande und Belgien hatten zu-
nächst noch einen zentralstaatlichen Aufbau. Das 
sollte sich mit der Umwandlung der EWG in die 
Europäische Gemeinschaft (EG) in Folge des Fu-
sionsvertrags (1967) allmählich ändern: Mit der 
ersten Erweiterungsrunde im Jahre 1973 traten 

neben dem Vereinigten Königreich von Großbri-
tannien und Nordirland und der Republik Irland 
auch Dänemark der EG bei, das ebenfalls Erfah-
rungen mit Regionalautonomien hatte. Denn die 
Färöer Inseln, im Nordatlantik zwischen Norwe-
gen und Island gelegen, sind seit 1948 weitge-
hend selbstverwaltet. Zudem besaß Grönland als 
ehemalige Kolonie seit 1953 Sonderrechte, die 
erst nach dem Beitritt Dänemarks zur EG in ei-
nem Autonomiestatut fixiert wurden (1979).  

Die Erweiterung der EG brachte offensichtlich 
eine zusätzliche Dynamik in die Regionalpolitik 
ihrer Mitgliedstaaten. Denn seitdem engagierten 
sich immer mehr europäische Politiker für eine 
Dezentralisierung ihrer staatlichen Verwaltungen. 
Besonders interessante Beispiele hierfür sind Ita-
lien und das Vereinigten Königreich von Großbri-
tannien und Nordirland. Deren Regierungen er-
hofften sich von Territorialautonomien zudem 
eine Lösung ihrer schwelenden innerstaatlichen 
Konflikte. Denn die Forderungen nach Unabhän-
gigkeit mündeten Anfang der 1970er in gewaltsa-
men Auseinandersetzungen. So erhielt Trentino-
Südtirol (1972) wie schon zuvor die Region Fri-
aul-Julisch Venetien (1963) ein neues Autono-
miestatut (1972, vgl. den Beitrag von Emma-Ka-
tharina David: Die Politik der Mehrsprachigkeit in 
der EU im zweiten Teil dieses Artikels). Dagegen 
erstreckte sich der Friedensprozess in Nordirland 
über zwei Jahrzehnte hinweg. Erst die Einführung 

 
 

Abbildung 2: Dezentralisierungs- und Zentralisierungsprozesse in den EU Mitgliedstaaten 
 

EEC/EC/EU * Einheitsstaat / Zentralstaat mit regionaler Selbstverwaltung Föderaler Staat 

1958 (EWG) Frankreich, Luxemburg, Niederlande, 
(Belgien) 

Italien West-Deutschland, 
Belgien 

1973 (EG) Irland, 
(Vereinigtes Königreich)  

                    Dänemark,  
                    Vereinigtes Königreich 

 

1981 (EG) Griechenland   

1986 (EG) Portugal                                        Spanien  

1990 (EG)   Ost-Deutschland 

1995 (EU) Schweden                                        Finnland Österreich 

2004 (EU) 

Polen, Ungarn,  
Tschechische Republik, Slowakei, 
Slowenien, 
Lettland, Litauen, Estland,  
Zypern, Malta 

 
 
 
 
                    Vereinigtes Königreich 

 
Tschechoslowakei 
Jugoslawien 
Sowjetunion 

2007 (EU) Rumänien, Bulgarien   

2015 (EU) Kroatien 
 

Jugoslawien 

EU-Kandidaten Türkei 
Nord-Mazedonien, Montenegro, Serbien 

  
Jugoslawien 

Potenzielle  
EU-Kandidaten 

Kosovo, Bosnien-Herzegowina 
Albanien 
(Ukraine) 

 Jugoslawien 
 
Sowjetunion 

* EWG = Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, EG = Europäische Gemeinschaft, EU = Europäische Union, eigene Zusammenstellung     © Sabine Riedel 2019 

https://www.bundesrat.de/DE/bundesrat/verteilung/verteilung-node.html
https://portal.cor.europa.eu/divisionpowers/Pages/Italy-Introduction.aspx
https://www.government.fo/en/foreign-relations/about-the-faroe-islands/
https://denmark.dk/people-and-culture/greenland
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einer Territorialautonomie im Jahre 1998 durch 
das Karfreitag bzw. Belfast-Abkommen zwischen 
dem Vereinigten Königreich und der Republik Ir-
land konnte den Sezessionskonflikt befrieden. 
Davon profitierten letztlich auch Schottland und 
Wales, die durch eigene Verträge mit der Zentral-
regierung neue Selbstverwaltungsrechte erhiel-
ten, z.B. ein eigenes Regionalparlament (BBC, 
18.9.2016).  

In Belgien wurde ebenso Anfang der 1970er 
Jahre ein Reformprozess zugunsten einer regio-
nalen Selbstverwaltung angestoßen. In diesem 
Fall ging es aber nicht um die Einführung von Au-
tonomiestatuten. Vielmehr wurde der damalige 
Zentralstaat innerhalb von zwei Jahrzehnten in 
eine Föderation umwandelte, so dass alle Regio-
nen gleichermaßen zum Zuge kamen. Ähnlich 
dem Autonomiemodell waren hierfür zusätzliche 
kulturelle Faktoren ausschlaggeben. Deshalb er-
hielten nicht nur die drei großen administrativen 
Einheiten neue Kompetenzen, nämlich die Regi-
onen Flandern, Wallonie und Brüssel als Haupt-
stadt des neuen Bundesstaates. Darüber hinaus 
wurden drei Sprachgemeinschaften mit Selbst-
verwaltungsrechten ausgestattet, die flämische, 
französische und die deutschsprachige Gemein-
schaft (Begium.be). Dabei ließ man sich von der 
Vorstellung leiten, dass die individuelle Mehr-
sprachigkeit zur Kohäsion des Gesamtstaates 
beiträgt und sich zu einem Markenzeichen der 
nationalen Identität Belgiens entwickeln wird. 
Gleichzeitig sollten die Sprachgemeinschaften 
als Brücke zu den Nachbarstaaten, Frankreich, 
Deutschland und die Niederlande dienen und so 
den europäischen Integrationsprozess fördern. 
Immerhin beherbergt Belgien mit seiner Haupt-
stadt Brüssel die wichtigsten Institutionen der EU. 

Mit den vier folgenden Erweiterungsrunden 
der EG bzw. EU in den Jahren 1981 bis 1996 er-
hielten alle drei Staatsmodelle Unterstützung. Mit 
Griechenland, Portugal und Schweden traten 
Zentralstaaten bei, die keine autonomen Regio-
nen mitbrachten und nur über Erfahrungen mit 
der kommunalen Selbstverwaltung verfügten. 
Das föderale Element wurde dagegen durch die 
deutsche Wiedervereinigung gestärkt (1990). 
Dadurch verwandelte sich die damalige zentral-
staatliche Deutsche Demokratische Republik 
(DDR) in fünf neue Bundesländer der erweiterten 
Bundesrepublik Deutschland. Mit dem Beitritt Ös-
terreichs und seinen 9 Bundesländern zur EU 
(1996) endete diese Entwicklung vorerst. Dage-
gen erhöhte sich die Zahl der Mitgliedstaaten mit 
Regionalautonomien. Während Finnland nur sei-
nen Ålandinseln seit 1991 kulturelle Sonder-
rechte einräumt, hat sich Spanien nach dem 

Ende der Franco-Diktatur eine neue Verfassung 
gegeben (1978), die allen 17 Regionen den Sta-
tus einer spanischen autonomen Gemeinschaft 
zugesteht, allerdings mit ganz unterschiedlichen 
Selbstverwaltungsrechten. 

2.  Wachsende kulturelle Konflikte in der 
regionalen Selbstverwaltung 
Dieser deutliche Trend zur Stärkung der regiona-
len Selbstverwaltung hat allerdings seine Dyna-
mik verloren, seitdem die Osterweiterung der EU 
auf der politischen Agenda gesetzt wurde. Die-
sem Großprojekt galt seit dem Ende der System-
konkurrenz im Jahre 1990 die Hauptaufmerksam-
keit in der Europapolitik. Die Wiedervereinigung 
des Kontinents seit der ersten Erweiterungsrunde 
der EU im Jahre 2004 hat das Anliegen der euro-
päischen Regionen nach mehr Partizipation nicht 
zuletzt deshalb in den Hintergrund gedrängt, weil 
ausnahmslos alle 13 Neumitglieder Zentralstaa-
ten sind. Zwar haben einige im Zuge der Trans-
formation ihrer politischen Systeme eine Regio-
nalisierung durchlaufen und Regionalparlamente 
eingeführt, so zum Beispiel Polen, Tschechien 
und die Slowakei. Dennoch blieb ihr Charakter als 
Einheitsstaaten bestehen, weil die Regierungen 
bzw. von ihnen eingesetzte Beamte die neuen re-
gionalen Selbstverwaltungsorgane kontrollieren 
(Loewen 2018). Die Fachliteratur spricht hier von 
dezentralen Einheitsstaaten, im Gegensatz etwa 
zu zentralisierten Einheitsstaaten ohne eigen-
ständige Selbstverwaltungskörperschaften.  

Es gibt im Wesentlichen zwei Gründe, warum 
diese neuen EU-Mitgliedstaaten einer Erweite-
rung der regionalen Selbstverwaltung skeptisch 
gegenüberstehen. Zum einen ist dies die Erfah-
rung mit ihrer eigenen Staatswerdung. Denn die 
meisten der neuen EU-Mitglieder sind erst we-
nige Jahre vor ihrem Beitritt auf dem Wege einer 
territorialen Abspaltung souveräne Staaten ge-
worden (vgl. Abb. 2). Während Malta und Zypern 
bis Anfang der 1960er Jahre noch unter einer bri-
tischen Protektoratsverwaltung standen, gehör-
ten Kroatien und Slowenien bis 1991 zum ehe-
maligen Jugoslawien und die drei baltischen 
Staaten Estland, Lettland und Litauern zur dama-
ligen Sowjetunion. Ein Jahr später im Jahre 1992 
trennten sich schließlich die Slowakei und die 
Tschechische Republik, indem sie ihren gemein-
samen Bundesstaat Tschechoslowakei auflös-
ten. Diese sechs Staaten waren also zuvor Teil-
republiken einer größeren Föderation, so dass sie 
ihre bereits bestehenden regionalen Selbstver-
waltungsorgane zur Bildung neuer nationalstaat-
licher Institutionen nutzen konnten. Ihre Staats-
werdung ging also mit einer Zentralisierung ein-

https://www.belgium.be/en/about_belgium/government/federale_staat
https://ec.europa.eu/neighbourhood-enlargement/sites/near/files/pdf/publication/factsheet_en.pdf
https://ec.europa.eu/neighbourhood-enlargement/sites/near/files/pdf/publication/factsheet_en.pdf
https://www.parlament.gv.at/ENGL/PERK/BOE/PR/index.shtml
https://www.parlament.gv.at/ENGL/PERK/BOE/PR/index.shtml
https://um.fi/the-special-status-of-the-aland-islands
https://www.spain.info/en/consultas/ciudades-y-pueblos/comunidades-autonomas.html
https://ec.europa.eu/neighbourhood-enlargement/policy/from-6-to-28-members_en
https://ec.europa.eu/neighbourhood-enlargement/policy/from-6-to-28-members_en
https://www.researchgate.net/publication/324693956_From_decentralization_to_re-centralization_Tendencies_of_regional_policy_and_inequalities_in_Central_and_Eastern_Europe
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her, mit der sich die vormals regionale Metropole 
zu einem neuen Machtzentrum entwickelte, das 
auch auf internationalem Parkett die entspre-
chende Anerkennung erhielt. Deshalb gibt es seit 
der EU-Osterweiterung zwei Tendenzen, die sich 
eigentlich konzeptionell widersprechen: Zum ei-
nen wird die Europäische Integration als Chance 
zu mehr Dezentralisierung verstanden. Zum an-
deren jedoch hat sie den neuen Einheitsstaaten 
die Möglichkeit geboten, sich zu konsolidieren 
und die neue politische Macht zu zentralisieren.  

Der zweite Aspekt betrifft die ideologische Be-
gründung ihrer jeweiligen Sezession. Denn sie 
musste eine Mehrheit der Bürger überzeugen, vor 
allem in Zeiten einer raschen Demokratisierung 
von Politik und Gesellschaft. Formell konnten sich 
die Teilrepubliken des ehemaligen Jugoslawien 
und der Sowjetunion auf ihr Austrittsrecht beru-
fen, auch wenn es zuvor eingeschränkt wurde 
und politisch kaum umsetzbar war. Da die Sezes-
sion jedoch von einer Auflösung des betreffenden 

Bundesstaats begleitet wurde, gab es aus völker-
rechtlicher Sicht kaum Bedenken für eine interna-
tionale Anerkennung der hier genannten europä-
ischen Nachfolgestaaten. Doch selbst am Bei-
spiel der Tschechoslowakei, die sich als eines der 
ganz wenigen Beispiele auf friedlichem Wege 
auflöste, kann man das Hauptargument der Tren-
nung gut nachzeichnen. Es war der Begriff von 
Volk bzw. Nation als eine eigenständige Kulturge-
meinschaft, die sich erst ihren dazugehörigen 
Staat schafft. Dieses kulturalistische Nationsver-
ständnis konnte sich in den sozialistischen Syste-
men besonders gut entwickeln, weil sie aus ideo-
logischen Gründen das Konzept der politischen 
Willensnation und dessen Nationalstaat als „bür-
gerlich“ und „historische überholt“ ablehnten. So 
definierte zum Beispiel die Verfassung der Tsche-
choslowakei (1948) ihr Staatsvolk als eine Zu-
sammensetzung aus „Tschechen und Slowaken, 
zwei brüderliche Nationen, Mitglieder der großen 
slawischen Völkerfamilie“ (vgl. Abb. 3).  

 
 
 

Abbildung 3: Der Separatismus als Gegenspieler der Dezentralisierung  

Dezentralisierung Argumente in Verfassungen, politischen Programmen und Publikationen Zentralisierung 
= Staatsbildung 
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(Verfassung und 
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• Czechoslovak Constitution of 1948: “The Czechs and Slovaks, two brotherly nations, 
members of the great Slav family of nations, lived already a thousand years ago …” 

• “The N-VA is a relatively young political party that promotes a modern, forward-look-
ing and democratic form of Flemish nationalism.” 

• "May this September 11 [2018] be a day of celebration and pride for a culture, a      
language and a history that unites all Catalans," he [the Spanish president Pedro 
Sánchez] said […].” 
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basierend auf  
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• “Madrid […] disregards the cultural diversity of Spain and the unique characteristics of 
Catalonia and the Basque Country.” 

• “[…] the Belgian society is characterized by an ubiquitous division between Dutch-
speaking Flemings and French-speaking Walloons.[ …]. Belgian society is also deal-
ing with growing ethnic-cultural diversity.” 

• “Italian society is also going through a phase characterised by reactive identities and 
cultural conflicts. […] this situation has so far prevented a real recognition of cultural 
and religious differences […].” 

• “Klotz says [South Tyrolean Freedom]: "There are acts of racism each single day. De-
spite Italian and German both being official languages, I often bump into police offic-
ers who don't know German.” 

(exklusive) 
kulturelle  
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kollektive  
Mehrsprachigkeit  
und Identität 
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Gewaltenteilung) 

• “Austria could have sparked a fresh independence struggle after offering passports to 
German speakers in a province of northern Italy.” 

• “Thousands of people have descended on central Glasgow to demand Scotland's       
independence from Britain. First Minister Nicola Sturgeon told the crowd it was ‘time   
for Scotland to choose our own future.’” 

• “[Catalan president] Quim Torra pointed out that the formula for exercising democracy 
in the 21st century ‘cannot be anything else but self-determination’" 

Selbstbestimmung 
Unabhängigkeit  

(= Infragestellung 
bzw. Aufhebung 
der vertikalen 
Gewaltenteilung) 

Solidarität  

innerhalb eines  
Nationalstaats  
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tischen Werten  
(Verfassung und 
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• “But culture and politics aside, many say the major reason Catalonia wants to secede 
is economic: Catalonia has the highest GDP out of all the regions in Spain, and at 266 
billion euros, almost one-fifth of the country’s economic output."  

• “Scotland has some real economic strengths. It has a thriving financial sector, is 
strong in food and drink, attracts millions of tourists […] and has the potential to be a 
world leader in renewable energy.” 

• “Bart Maddens, a professor and Flemish political scientist […] told about the economic 
motivations because of the annual transfers that the region of Flanders have to do. 
‘The Flemish regional transfers to Wallonia have remained stable at about €7 billion a 
year‘”.  

Begrenzte  
Solidarität   

innerhalb eines  
Nationalstaats 
wegen kultureller 
Differenz  

 Quelle: Eigene Zusammenstellung                                        © Sabine Riedel 2019 
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Mit dem Beitritt zur EU haben zwar einige ehe-
mals sozialistische Staaten im Zuge ihrer Demo-
kratisierung ein neues Verständnis von Nation 
entwickelt. Denn gemäß ihren neuen Verfassun-
gen beruhen die Staatsbürgerschaft und damit 
die Zugehörigkeit zur jeweiligen Nation in erster 
Linie auf politischen Werten. Nur wenige Staaten 
betonen noch ihr kulturelles Erbe im ethnischen 
Sinne, welches die Nation in einer ab- und aus-
grenzenden Weise auf das Modell einer Kultur- 
und Sprachgemeinschaft verengt. So hat die 
Tschechische Republik konsequent den politi-
schen Nationsbegriff übernommen, während die 
Verfassung der Slowakei (1992) sich zudem auf 
ihr „kulturelles Erbe“ einschließlich der Slawen-
apostel Kyrill und Method beruft. Die bulgarische 
Verfassung (1991) bezeichnet dagegen in Art. 13 
das östliche orthodoxe Christentum als histori-
sches Erbe, auch wenn sie ansonsten die Nation 
als eine politische Willensgemeinschaft definiert. 
Ungarn ist schließlich ein Beispiel dafür, dass 
auch die Kombination aus Muttersprache und re-
ligiöse Zugehörigkeit, in diesem Fall das Chris-
tentum im Allgemeinen, als Kriterium der Nations-
zugehörigkeit dienen kann (Verfassung 2018). 

Seit Beginn der Osterweiterung der EU im 
Jahre 2004 zeichnet sich eine immer stärkere 
Konkurrenz zwischen dieser beiden unterschied-
lichen Nationskonzepten ab. Dies führt nicht nur 
zu innerstaatlichen Kontroversen, sondern sorgt 
auch für Spannungen zwischen den EU-Mitglied-
staaten in bei Fragen des Schutzes der nationa-
len Minderheiten. Zudem wird das Modell der Kul-
turnation auch in den westlichen Gründungsstaa-
ten der EG/EU immer beliebter, wodurch das 
Konzept der politischen Willensnation allmählich 
unter Druck gerät. Dies gilt besonders für die re-
gionale Ebene, wo bereits kulturelle Diskurse die 
staatliche Unabhängigkeit bestimmter europäi-
scher Regionen lancieren. Das Argumentations-
muster ist überall dasselbe: Die politischen Werte 
wie Subsidiarität, Solidarität und Partizipation, auf 
denen Dezentralisierung und Regionalisierung 
beruhen, werden zunehmend von der Ideologie 
der Cultural Diversity verdrängt (Abb. 3). 

Im Unterschied zum Begriff des politischen 
Pluralismus setzt der Terminus Cultural Diversity 
auf kulturelle Differenz. Er fokussiert auf kulturelle 
Unterschiede, die schließlich als Kriterium dazu 
dienen, Menschen eine Gruppenzugehörigkeit zu 
zuschreiben, z.B. durch die Muttersprache oder 
die religiöse Überzeugung. Diese Terminologie 
wird in dem Augenblick politisch bedeutsam, 
wenn eine solche kulturell determinierte Gruppe 
als Nation bezeichnet wird. Dieser gesellschaft-
lich anerkannte Status soll sie dazu berechtigen, 

sich nicht mehr mit den Werten Subsidiarität, So-
lidarität und Partizipation zufrieden zu geben, 
sondern stattdessen für die betreffende Region 
die staatliche Unabhängigkeit zu fordern. Dabei 
wird die nationale Solidarität mit anderen Regio-
nen aufgekündigt und von der internationalen 
Staatengemeinschaft das Recht auf Selbstbe-
stimmung gefordert (Riedel 2019). 

Ein aktuelles Beispiel hierfür ist Belgien, wo 
flämische Politiker der Neuen Flämischen Allianz 
N-VA schon seit Jahren die Aufkündigung des 
Bundesstaates fordern (Introducing the N-VA, 
vgl. Abb. 3). Hier sind die föderalen Strukturen 
bereits Ausdruck dieses Konkurrenzkampfes zwi-
schen dem Modell der Nation als Kulturgemein-
schaft auf der einen und der Willensgemeinschaft 
auf der anderen Seite. Die Anhänger der Unab-
hängigkeitsbewegung fordern also eine Zusam-
menlegung der Sprachgemeinschaften mit den 
regionalen Verwaltungsstrukturen, die zu neuen 
staatlichen Strukturen werden sollen. Doch die 
geforderte Auflösung des belgischen Bundes-
staaten nach sprachlich-kulturellen Trennlinien 
bringt neue Probleme mit sich: Was geschieht mit 
der kleinen deutschsprachigen Gemeinschaft 
und besonders mit der Region Brüssel? Die Be-
fürworter einer flämischen Unabhängigkeit bieten 
Argumente auf, die den instrumentellen Charak-
ter der Kultur durchscheinen lässt: So behaupten 
sie, dass heute eine Mehrheit der Belgier von ca. 
60 Prozent flämisch spricht. Dieser Anteil wäre 
noch größer, wenn die Wallonen in früheren Jah-
ren allen Belgiern und somit auch den Flamen 
nicht eine französischsprachige Identität aufge-
zwungen hätten. Dabei steht allein die kollektive 
Sprachzugehörigkeit im Fokus, die individuelle 
Mehrsprachigkeit bleibt völlig außen vor. 

Neben Belgien ist Katalonien ein weiteres Bei-
spiel für das Aufleben des Modells der Kulturna-
tion. Auch hier steht die kulturelle Differenz im 
Vordergrund, von der auf die Existenz einer kata-
lanischen Nation geschlossen und die Gründung 
eines eigenen Nationalstaats gefordert wird. Da-
neben gibt es aber auch wirtschaftliche Interes-
sen, die für eine Eigenstaatlichkeit Flanderns und 
Kataloniens sprechen (Catalonia 2017). Beide 
Regionen sind ökonomisch erfolgreich, so dass 
sie entsprechende Abgaben an den jeweiligen 
Gesamtstaat zahlen müssen (Maddens 2017) 
Diese Form der nationalen Solidarität ist vielen 
ein Dorn im Auge und somit ein gewichtiges Ar-
gument für eine Sezession. Dies bestätigt die hier 
vorgetragene Einschätzung, dass die Nation als 
Kulturgemeinschaft mit dem Wunsch nach Se-
zession letztlich eine Entsolidarisierung bedeutet 
(vgl. weiter Argumente mit Zitaten in Abb. 3.). 

https://www.constituteproject.org/constitution/Slovakia_2014.pdf
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3.  Der europäische Wege: Schutz und 
Ausbau regionaler Mitwirkungsrechte  
Die separatistischen Bewegungen in Flandern, 
Katalonien, Schottland oder Südtirol sind keine 
Ausnahmen. Vielmehr gibt es bereits Initiativen, 
die regionale Forderungen nach Eigenstaatlich-
keit unterstützen. Ihr gemeinsames Anliegen ist 
die Überwindung nationalstaatlicher Grenzen im 
Sinne einer Auflösung bestehender Staaten. Un-
einig sind sie sich nur in der weitergehenden Ziel-
setzung. Während separatistische Parteien die 
Eigenstaatlichkeit fordern, ist für andere wie das 
Netzwerk Transition Town Freiburg „eine Rück-
kehr zum Nationalstaat keine Lösung“. Sie stre-
ben stattdessen nach einem europäischen Ge-
samtstaat, in dem die Regionen administrative 
Einheiten darstellen. Was auf der dargebotenen 
politischen Karte „Europa. Die Vision 2030“ nicht 
sichtbar wird, ist die Qualität der regionalen 
Selbstverwaltung. Werden die Bundesländer Ös-
terreichs oder Deutschlands ihre substanziellen 
Rechte als föderale Teilstaaten verlieren, oder er-
halten die französischen Provinzen von ihrem 
Zentralstaat neue Gesetzgebungskompetenzen 
nach dem Vorbild der deutschen Bundesländer? 
Wie sieht es mit den Autonomiestatuten aus? Wie 
oben dargestellt differieren deren Selbstverwal-
tungsrechte innerhalb eines Nationalstaates und 
besonders im europäischen Vergleich erheblich.  

Unterstützung bekommen die Visionen einer 
europäischen Staatsbildung aus der Wissen-
schaft: „Die hier skizzierte postnationale Demo-
kratie in Europa wäre ein Netzwerk aus europäi-
schen Regionen und Städten, […]“ (Guerot 2016: 
14). Doch die vorgeschlagene „territoriale Neu-
ordnung der Europäischen RePublik“ lässt auf-
merken. Danach werden „die alten europäischen 
Kulturregionen zu den konstitutionellen Trägern 
und administrativen Provinzen“. Es soll ein politi-
sches System entstehen, „das es uns erlaubt, eu-
ropaweit gesellschaftliche Präferenzen zwischen 
kulturell unterschiedlichen europäischen Provin-
zen auszutarieren – anstatt obskure nationale In-
teressen geltend zu machen.“ (ebenda, S. 153 
und 161) Die politischen Willensnationen und de-
ren Staaten, fest verankert im Völker- und Euro-
parecht, werden aufgegeben und müssen diffu-
sen Kulturgemeinschaften weichen. Dies wird die 
Konkurrenz zwischen nationaler und regionaler 
Ebene um den zukünftigen Status in der ange-
strebten Republik erst recht anfachen.  

Dass solche innerstaatlichen Konflikte bereits 
geschürt werden, zeigt die Europäische Freie Al-
lianz (EFA), eine Europäische Partei mit 13 Ab-
geordneten im Europäischen Parlament. Sämtli-
che ihrer aktuell 47 Mitgliedsorganisationen for-

dern auf der Basis kultureller Differenz die Eigen-
staatlichkeit ihrer Regionen (vgl. Abb. 4). Einige 
Regionalparteien sind recht erfolgreich und be-
setzen bereits hohe politische Ämter, so den Pos-
ten des Regionalpräsidenten (Schottland, Kor-
sika. Flandern) oder des Parlamentspräsidenten 
(Wales, Katalonien, Valencia, vgl. EFA, Leaders). 
Ihr kulturalistisches Nationsmodell ist schon des-
halb kritikwürdig, weil es den gesellschaftlichen 
Frieden aufs Spiel setzt: Denn die neue nationale 
Identität muss erst im Verlauf eines Ab- und Aus-
grenzungsprozesses konstruiert werden: Katala-
nen, Flamen, Schotten und Bayern sollen ihren 
politische Nationen den Rücken kehren.  

Derartige Konzepte zur politischen Neuord-
nung der EU bringen die europäische Integration 
deshalb nicht voran. Im Gegenteil werden die Re-
gionen machtpolitisch missbraucht. Dies zeigt der 
Umgang mit deren bestehenden Partizipations-
rechten. Diese sind Ausdruck einer vertikalen Ge-
waltenteilung zwischen der lokalen, regionalen 
und nationalen Verwaltungsebenen. Sobald sie 
zum Sprungbrett in die Eigenstaatlichkeit werden, 
muss die Zentralregierung intervenieren. Denn 
sie ist per Gesetz zu einem Interessensausgleich 
zwischen allen Regionen verpflichtet. Sie muss 
gewährleisten, dass Werte wie kultureller Plura-
lismus, Solidarität und Partizipation respektiert 
werden. Hierzu gehört die individuelle Mehrspra-
chigkeit, wie der nun folgende Beitrag zeigt. Die 
Förderung eines sprachlichen Pluralismus ist ein 
europäischer, weil friedlicher Weg. Ein auf Spra-
che basierendes Nationskonzept, das beste-
hende Grenzen ändern will, ist dagegen eine 
Konfliktstrategie aus dem 19. Jahrhundert.  

 
 

Abbildung 4:  
Regionalparteien auf Unabhängigkeitskurs 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle:  European Free Alliance (EFA) 2019 
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Emma-Katharina David:  

Die Politik der Mehrsprachigkeit der EU. 
Italiens autonome Region Trentino-Südtirol 

1.  Einführung 
Mit 28 Mitgliedstaaten und 24 Amtssprachen ver-
fügt die Europäische Union (EU) über eine täglich 
wahrnehmbare sprachliche Vielfalt. Dabei ist „Die 
Achtung der Sprachenvielfalt […] ein Grundwert 
der EU, ebenso wie die Achtung der Person und 
die Offenheit gegenüber anderen Kulturen.“ (Eu-
ropäisches Parlament) Die EU-Kommission hat 
Rahmenbedingungen und Strategien entwickelt, 
um die Mehrsprachigkeit sowohl auf nationaler 
als auch auf regionaler, aber auch auf europäi-
scher Ebene zu fördern. So wird jedes Jahr am 
26. September der Europäische Tag der Spra-
chen begangen. Mit dem Erasmusprogramm 
werden in der Periode 2014–2020 EU-Projekte 
für die allgemeine und berufliche Bildung, Jugend 
und Sport gefördert. In Artikel 6 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) 
heißt es jedoch, dass die Europäische Union in 
den Bereichen Kultur und Bildung nur befugt ist, 
die Politik der Mitgliedstaaten zu unterstützen und 
zu koordinieren. Daher bleiben die Hauptakteure 
im Bereich der Sprachpolitik die Mitgliedstaaten. 

Die Mehrsprachigkeit ist ein recht neues For-
schungsgebiet, sowohl in der Politikwissenschaft 
als auch in der Linguistik. Bis in die 1970er Jahre 
war die die Zweisprachigkeitsforschung in der 
Linguistik eher die Ausnahme als die Regel. Für 
die EU und ebenso für Politikwissenschaftler hat 
die Mehrsprachigkeit in den letzten Jahren an Be-
deutung gewonnen, da sich darin die kulturelle 
Vielfalt ihrer Mitgliedstaaten widerspiegelt, zu der 
sich Brüssel ausdrücklich bekennt. Dies äußerte 
sich in einem Top-down-Ansatz, als die Kommis-
sion im Jahre 2007 den ersten Kommissar für 
Mehrsprachigkeit ernannte. Mit der nächsten 
Kommission wurde das Thema Mehrsprachigkeit 
dem Ressort Bildung und Jugend zurückgege-
ben. Zudem machten Themen wie Minderheiten- 
und Migrantensprachen, die nach Artikel 6 des 
AEUV in nationaler Zuständigkeit liegen, die Er-
nennung eines Kommissars für Mehrsprachigkeit 
nicht mehr notwendig.  

Angesichts der jüngsten Entwicklungen in Eu-
ropa, wie zum Beispiel der Brexit, die irisch-briti-
schen Grenzstreitigkeiten und die katalanische 
Unabhängigkeitsbewegung, sind jedoch Fragen 
zur sprachlichen Vielfalt Europas wieder in den 
Vordergrund gerückt. Daher wird in diesem Bei-
trag die Mehrsprachigkeit in der Region Trentino-
Südtirol diskutiert, die mit ihrem Bottom-up Ansatz 

als Erfolgsmodell gilt. Es stellt sich die Frage, wie 
Italien in der Vergangenheit mit der Mehrsprachig-
keit seiner nordöstlichen Region umgegangen ist 
und ob oder wie sich dessen Perspektive im Laufe 
der Jahre verändert hat. Die Ergebnisse zeigen, 
dass die besonderen historischen Hintergründe 
und die jeweiligen politischen Gegebenheiten eine 
entscheidende Rolle spielten. Die Region fördert 
eine Sprachintegration, deren Erfahrungen über 
die Region hinaus relevant sind. 

2.  Die autonome italienische Provinz 
Bozen/Südtirol  
In Italien gibt es zwanzig Regionen, fünf Regio-
nen mit einem Autonomiestatut und fünfzehn 
ohne eine solche Sonderstellung. Die Provinz Bo-
zen/Südtirol gehört zusammen mit der Provinz 
Trient zur autonomen Region Trentino-Südtirol 
en im Nordosten Italiens. Nach dem EU-Beitritt 
des Nachbarlandes Österreichs wurde die län-
derübergreifende Euregio „Trentino-Südtirol-Ti-
rol“ gegründet, so dass Südtirol als italienischer 
Teil der historischen Region Tirol seine Verbun-
denheit mit der deutschsprachigen Gemeinschaft 
im österreichischen Tirol wiederaufleben lassen 
konnte. Deshalb gilt diese Euregio heute als ein 

 
 
 

Abbildung 5:  Die 20 italienischen Regionen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Source:  
Regions of Italy with official names, 13.7.2006,  
in: Wikipedia [9.12.2019]     
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erfolgreiches Integrationsmodell für ähnliche, auf-
strebende mehrsprachige Regionen. 

Galten die italienisch-österreichischen Bezie-
hungen nach dem Ersten und Zweiten Weltkrieg 
als angespannt, nahmen die Beziehungen in den 
konnte. Deshalb gilt diese Euregio heute als ein 
erfolgreiches Integrationsmodell für ähnliche, auf-
strebende mehrsprachige Regionen.90er Jahren 
eine positive Wendung, insbesondere nach dem 
EU-Beitritt Österreichs und der Toleranz Italiens 
gegenüber Sprachminderheiten. In den nächsten 
beiden Abschnitten werden die Besonderheiten 
dieser mehrsprachigen Region in ihrer histori-
schen Entwicklung vorgestellt, gefolgt von der 
heutigen Sprachpolitik in der autonomen Provinz. 

2.1.  Die Historische Perspektive 
Die heutige Provinz Südtirol gehörte seit 1363 bis 
zum Ende des Ersten Weltkriegs, als Österreich 
dieses Gebiet an Italien verlor, zur Habsburger-
monarchie und später zu Österreich-Ungarn. Die 
italienische Politik respektierte damals nicht die 
Vereinbarungen des Friedensvertrags von Saint 
Germain (1919) zum Minderheitenschutz, so 
dass die deutschsprachige Bevölkerung einen 
Assimilationsprozess durchlief. So wurden deut-
sche Familiennamen sowie deutsche Ortsnamen 
verboten, Südtirol erhielt die italienische Bezeich-
nung Alto Adige. Während des Zweiten Weltkrie-
ges einigten sich Mussolini und Hitler auf ein Op-
tionsabkommen, das die deutschsprachige Be-
völkerung vor die unsichere Entscheidung stellte, 
entweder zu gehen und nicht zurückzukehren zu 
können oder zu bleiben und vollständig assimiliert 
zu werden.  

Mit dem Ende des Zweiten Weltkriegs und den 
Pariser Friedensverträgen (1947) sollte der Streit 
um Südtirol endgültig beigelegt werden. Eine 
neue Region Trentino- Südtirol mit der Hauptstadt 
Trient wurde gegründet. Dies bedeutete jedoch, 
dass die Region nun eine italienischsprachige 
Mehrheit und eine italienisch sprechende Haupt-
stadt hatte. Die deutschsprachige Gemeinschaft 
befürchtete nun, dass ihre kulturelle Identität und 
Sprache mit der Zeit verloren gehen würde. Auf 
öffentlichen Versammlungen kam es zu immer 
mehr gewaltsamen Protesten. Daraufhin brachte 
Österreich den Konflikt vor die Vereinten Natio-
nen, damit sie zwischen Italien und Österreich 
vermitteln. Im Ergebnis wurde im Jahre 1972 ein 
neues Autonomiestatut verabschiedet. Die Um-
setzung des Statuts dauerte bis 1992, womit Ös-
terreich und Italien ihren Konflikt vor den VN offi-
ziell beendeten. 1995 trat Österreich der EU bei 
und die italienisch-österreichischen Beziehungen 
entwickelten sich sehr positiv. 

2.2.  Das heutige Südtirol 
Erst mit dem neuen Autonomiestatut erhielt Süd-
tirol einen eigenen Autonomiestatus als Provin-
zen der Region Trentino-Südtirol. Mit ca. 505.000 
Einwohnern und einer deutschsprachigen Bevöl-
kerung von über 60 % (ISTAT 2013) hat sich 
diese Autonomie als ein erfolgreiches Modell für 
die Sprachintegration entwickelt. Die Sprachen 
Ladinisch, Deutsch und Italienisch haben in der 
Provinzverwaltung, in politischen Institutionen 
und in den Gerichten den gleichen Status. Um die 
Arbeitsplätze in der öffentlichen Verwaltung ge-
recht zu verteilen, spielt der ethnische Proporz 
eine entscheidende Rolle. Alle zehn Jahre führt 
die Provinz einen Zensus zur Sprachangehörig-
keit durch, in denen die Bevölkerung erklärt, zu 
welcher Sprachgruppe (Deutsch, Italienisch oder 
Ladinisch) sie gehört. Im öffentlichen Dienst müs-
sen die Mitarbeiter ein Diplom vorlegen, das ihre 
Kenntnisse in den beiden Sprachen Italienisch 
und Deutsch und im ladinischsprachigen Raum 
auch für Ladinisch bescheinigt. 

Auch im Bildungsbereich ist eine klare Tren-
nung nach der Sprachzugehörigkeit erkennbar. 
Jede der drei anerkannten Sprachen in Südtirol 
hat deshalb eine eigene regionale Schulbehörde. 
Dieser Aspekt wird häufig kritisiert. Doch geht er 
auf die besondere Geschichte der Region zu Be-
ginn des 20. Jahrhunderts zurück, als das Deut-
sche unter dem italienischen Faschismus verbo-
ten wurde. Die geforderte Erklärung der Sprach-
zugehörigkeit dient aus Sicht der deutschsprachi-
gen Bevölkerung bis heute dem Schutz ihrer 
sprachlichen Identität. Schülerinnen und Schüler 
lernen ab der ersten Klasse neben ihrer Mutter-
sprache die jeweilige zweite Amtssprache der 
Region (je nach Muttersprache Deutsch oder Ita-
lienisch). Die Wahl der Schule ist frei und liegt in 
der Hand der Eltern. Die ladinischsprachigen 
Schüler sind ein besonderes Beispiel für die 
Mehrsprachigkeit, da sie neben dem Ladinischen 
sowohl Deutsch als auch Italienisch lernen.  

Die Region ist sich nicht nur ihrer mehrsprachi-
gen Besonderheit bewusst, sondern fördert sie 
auch intensiv. Mit der Freien Universität Bozen 
verfügt Südtirol über eine dreisprachige Lehran-
stalt von internationalem Ruf. Darüber hinaus gibt 
die Provinz Forschungsgelder an EURAC Rese-
arch in Bozen, deren Regionalstudien zu gesell-
schaftlichen und ökologischen Themen mehr-
sprachig angelegt sind. Eine ganz besondere öf-
fentliche Kultureinrichtung ist das Multisprach-
zentrum in Bozen. Es unterstützt mithilfe multime-
dialer Materialien das Selbstlernen von Sprachen 
und fördert insbesondere das Deutsche. 

 

https://astat.provincia.bz.it/downloads/volume_bolzano.pdf
https://www.unibz.it/de/
http://webfolder.eurac.edu/eurac/publications/Activity_report/2019/Activity_report_2019.pdf
http://webfolder.eurac.edu/eurac/publications/Activity_report/2019/Activity_report_2019.pdf
http://www.provinz.bz.it/bildung-sprache/sprachen/selbstlernen/multisprachzentrum-bozen/vorstellung-multisprachzentrum.asp
http://www.provinz.bz.it/bildung-sprache/sprachen/selbstlernen/multisprachzentrum-bozen/vorstellung-multisprachzentrum.asp
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3.  Südtirol als Brücke zwischen Trentino 
und dem Bundesland Tirol (Österreich) 
Die autonome Provinz Trient (it. Trentino) ist 
mehrheitlich italienischsprachig. Nur in wenigen 
Gebieten wird Ladinisch (im Fassatal und Nons-
tal) und die beiden oberdeutschen Dialekte Mo-
chenisch (im Fersental) und Zimbrisch (in Lusern) 
gesprochen (vgl. Abb. 6). Von den insgesamt 
536.237 Einwohnern beträgt der Anteil des Ladi-
nischen 3,5% und des Mochenischen bzw. Zimb-
rischen je 0,3% (Statistica 1/2014, Statistica 
3/2014, Statistica 7/2014). In den letzten Jahren 
hat die Provinz Trient ihre Sprachenpolitik verän-
dert. So wurde im Jahre 2001 der Artikel 102 zum 
Schutz der Minderheitensprachen in das Autono-
miestatut aufgenommen (Decreto 2019). Der Ar-
tikel besagt, dass die Minderheiten das Recht ha-
ben, ihre Traditionen und Sprachen zu schützen 
und zu fördern. In den Schulen der betreffenden 
Gemeinden wird den Kindern der Unterricht auf 
Deutsch oder Ladinisch angeboten. Während in 
Südtirol flächendeckend Deutsch unterrichtet 
wird, genießen in Trient die Minderheitenspra-
chen also nur dort einen besonderen Schutz, wo 
sie gesprochen werden (Trento 2017). Die ladi-
nischsprachige Gemeinschaft hat zudem das 
Recht auf einen Sitz im Provinzialrat von Trient 
gemäß Art. 48 des Statuts. 

Mit der Reform des Autonomiestatuts der Re-
gion Trentino-Südtirol im Jahr 1972 erhielten die 
beiden Provinzen legislative und politische Ent-
scheidungskompetenzen, während die Regional-
strukturen die beiden Provinzen auf der Verwal-
tungsebene weiterhin zusammenhalten. So konn-
ten Trient und Südtirol nach der sprachlichen Zu-
sammensetzung ihrer Einwohner unterschiedli-
che Schwerpunkte in der Sprachenpolitik setzen. 
Die gemeinsamen regionalen Strukturen bleiben 
jedoch für beide Provinzen von Bedeutung, weil 
sie damit auf nationaler Ebene den anderen itali-
enischen Regionen gleichgestellt sind. Zusam-
menfassend kann festgestellt werden, dass die 
Provinz Südtirol trotz ihrer spezifischen autono-
men Kompetenzen an der Region Trentino-Süd-
tirol als administrativen Rahmen festhält, weil er 
die Grundlage für ihren Erfolg darstellt.  

Auf der zwischenstaatlichen Ebene spielt die 
autonome Provinz Südtirol eine wichtige Rolle als 
Brücke zu Österreich bzw. zu dessen Bundesland 
Tirol. Denn gemeinsam bilden sie mit der italieni-
schen Provinz Trentino die Euregio „Tirol-Südti-
rol-Trentino“. Sie wurde 1998 nach dem EU-Bei-
tritt Österreichs und der Grenzöffnung zwischen 
Italien und Österreich bzw. zwischen Südtirol und 
Tirol gegründet und gilt als Vorzeigeprojekt inner-
halb der EU für die grenzüberschreitende institu-

tionelle Zusammenarbeit. Um einige interessante 
Maßnahmen im Kultur- und Sprachbereich dieser 
Euregio zu nennen: Im Jahr 2019 veranstalteten 
die Schulen einen „Gesamttiroler Fremdspra-
chenwettbewerb“ (News, 14.3.2019). Die drei 
Universitäten von Innsbruck, Bozen und Trient 
haben neben Studierenden- und Professorenbör-
sen auch ein zweijähriges Euregio-Masterpro-
gramm eingerichtet. Es ist ein Studienprogramm 
zur Weiterbildung für Mitarbeiter der öffentlichen 
Verwaltung in der Euregio. Es dient der Zusam-
menarbeit in den Bereichen Tourismus und Na-
turschutz, aber auch in sozialen Fragen ange-
sichts der zunehmenden Migration in der Region. 

4.  Fazit: Die Bedeutung Südtirols für die 
Europäische Integration 
Seit dem Ersten Weltkrieg hat sich Südtirol stark 
verändert: Heute ist es eine autonome Provinz in 
Italien und ein engagiertes Mitglied der Euregio 
„Tirol-Südtirol-Trentino“. Nach dem Autonomie-
statut von 1972 sind drei Sprachen in Südtirol 
gleichberechtigt, nämlich Deutsch, Ladinisch und 
Italienisch. Im Bildungsbereich haben diese Spra-
chen getrennte Schulbehörden, was allerdings e-
her zu einem multikulturelleren als zu einem in-
terkulturellen Umfeld beiträgt. Dieser Ansatz ent-
stand aus historischen Gründen und wurde als 
Schutzmechanismus für die Sprachminderheiten 
in Südtirol geschaffen. Trotz dieses kritischen As-
pekts hat sich dieser Ansatz bewährt. Südtirol gilt 
heute als Modellregion für andere mehrsprachige 
Gemeinschaften in der gesamten EU, nicht nur 
aus sprachlicher und interkultureller, sondern 
ebenso aus wirtschaftlicher Sicht (Fitch 2019).  

 
 

Abbildung 6:   Sprachen in Trentino-Südtirol 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Simon Mariacher, Sprachen in der Europaregion Tirol-
Südtirol-Trentino, 18.9.2018, in: Wikipedia 

http://www.statistica.provincia.tn.it/binary/pat_statistica_new/popolazione/LaPopolazioneTrentinaAl1_gennaio2014.1405430203.pdf
http://www.statistica.provincia.tn.it/binary/pat_statistica_new/popolazione/RilevazionePopolazioniLadinaMochenaCimbra.1394031752.pdf
http://www.statistica.provincia.tn.it/binary/pat_statistica_new/popolazione/RilevazionePopolazioniLadinaMochenaCimbra.1394031752.pdf
http://www.statistica.provincia.tn.it/binary/pat_statistica_new/popolazione/LaPopolazioneTrentinaAl1_gennaio2014.1405430203.pdf
https://www.consiglio.provincia.tn.it/leggi-e-archivi/codice-provinciale/Pages/legge.aspx?uid=391&tab=clex_scheda_tab_ultimotesto&ancora=2001-02-20-16-51-08
http://www.minoranzelinguistiche.provincia.tn.it/normativa/tutela_comunita_linguistiche/
http://www.europaregion.info/de/default.asp
http://www.europaregion.info/de/default.asp
https://www.suedtirolnews.it/unterhaltung/kultur/suedtirols-schueler-punkten-mit-sprachbegabung
http://www.europaregion.info/de/euregio-master.asp
http://www.europaregion.info/de/euregio-master.asp
https://www.rainews.it/tgr/tagesschau/articoli/2019/07/tag-Rating-Suedtirol-Fitch-AAA-stand-alone-6975f0bc-30ec-4e83-ad44-008d5db78432.html
https://de.wikipedia.org/wiki/Datei:Sprachen_in_der_Europaregion_Tirol-S%C3%BCdtirol-Trentino.png
https://de.wikipedia.org/wiki/Datei:Sprachen_in_der_Europaregion_Tirol-S%C3%BCdtirol-Trentino.png
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Südtirol ist zusammen mit dem Trentino Teil 
einer Region mit einem Autonomiestatut, das 
ihnen mehrere Rechte und Freiheiten gewährt. 
Diese Rechte und Freiheiten sind in den beiden 
Provinzen unterschiedlich, da mit der Reform des 
Autonomiestatuts im Jahr 1972 spezifische legis-
lative und politische Kompetenzen auf beide Pro-
vinzen übertragen wurden. Dennoch haben sie 
die Sprachenpolitik, d.h. die Politik der Mehrspra-
chigkeit und den Schutz der sprachlichen Minder-
heiten, beeinflusst. Südtirol hat sich von einer 
Provinz mit sezessionistischen Tendenzen zu ei-
nem Zentrum der interkulturellen und zwischen-
staatlichen Kooperation entwickelt. Die Ge-
schichte Südtirols ist ein gutes Beispiel dafür, wie 
die Potenziale der grenzüberschreitenden Zu-
sammenarbeit genutzt werden können. Mit der 
EU als integrativer Plattform, der institutionellen 
Verankerung der Euregio „Tirol-Südtirol-Trentino“ 
und dem Europäischer Verbund für territoriale Zu-
sammenarbeit (EVTZ) ist es Südtirol gelungen, 
seine kulturelle und sprachliche Identität zu 
schützen und mit dem österreichischen Bundes-
land Tirol konstruktiv zusammenzuarbeiten. 
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